
2. Die Republik Malta trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 267 vom 7.11.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 22. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Nejvyšší správní soud — Tschechische Republik) — 
Bezpečnostní softwarová asociace — Svaz softwarové 

ochrany/Ministerstvo kultury 

(Rechtssache C-393/09) ( 1 ) 

(Geistiges Eigentum — Richtlinie 91/250/EWG — Rechts­
schutz von Computerprogrammen — Begriff „alle Ausdrucks­
formen von Computerprogrammen“ — Frage, ob die grafische 
Benutzeroberfläche eines Programms unter diesen Begriff fällt 
— Urheberrecht — Richtlinie 2001/29/EG — Urheberrecht 
und verwandte Schutzrechte in der Informationsgesellschaft 
— Fernsehausstrahlung einer grafischen Benutzeroberfläche 

— Öffentliche Wiedergabe eines Werks) 

(2011/C 63/14) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Vorlegendes Gericht 

Nejvyšší správní soud 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Bezpečnostní softwarová asociace — Svaz softwarové 
ochrany 

Beklagter: Ministerstvo kultury 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Nejvyšší správní soud — Aus­
legung von Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 91/250/EWG des Rates 
vom 14. Mai 1991 über den Rechtsschutz von Computerpro­
grammen (ABl. L 122, S. 42) und Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des 
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informa­
tionsgesellschaft (ABl. L 167, S. 10) — Frage, ob die Wendung 
„alle Ausdrucksformen von Computerprogrammen“ in Art. 1 
Abs. 2 der Richtlinie 91/250 die grafische Benutzeroberfläche 
einschließt 

Tenor 

1. Eine grafische Benutzeroberfläche stellt keine Ausdrucksform eines 
Computerprogramms im Sinne von Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 
91/250/EWG des Rates vom 14. Mai 1991 über den Rechts­
schutz von Computerprogrammen dar, und sie kann nicht den 
urheberrechtlichen Schutz für Computerprogramme nach dieser 
Richtlinie genießen. Eine solche Schnittstelle kann jedoch nach 
der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter 
Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der 
Informationsgesellschaft urheberrechtlich als Werk geschützt sein, 
wenn sie eine eigene geistige Schöpfung ihres Urhebers darstellt. 

2. Die Ausstrahlung einer grafischen Benutzeroberfläche im Fernse­
hen stellt keine öffentliche Wiedergabe eines urheberrechtlich ge­
schützten Werkes im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
2001/29 dar. 

( 1 ) ABl. C 11 vom 16.1.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 22. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Naczelny Sąd Administracyjny — Republik Polen) — 
Bogusław Juliusz Dankowski/Dyrektor Izby Skarbowej w 

Łodzi 

(Rechtssache C-438/09) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Recht auf Vorsteuer­
abzug — Erbrachte Dienstleistungen — Steuerpflichtiger, 
der nicht im Mehrwertsteuerregister eingetragen ist — Für 
Mehrwertsteuerzwecke zwingende Angaben auf der Rechnung 
— Nationale Steuerregelung — Ausschluss des Abzugsrechts 
nach Art. 17 Abs. 6 der Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie) 

(2011/C 63/15) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Naczelny Sąd Administracyjny 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Bogusław Juliusz Dankowski 

Beklagter: Dyrektor Izby Skarbowej w Łodzi 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Naczelny Sąd Administracyjny 
— Auslegung von Art. 17 Abs. 6 der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteu­
ern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuer­
pflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Vereinbar­
keit einer nationalen Regelung, wonach das Recht auf Abzug 
der Vorsteuer ausgeschlossen ist, die aufgrund einer unter Ver­
stoß gegen das nationale Recht von einer nicht im Register der 
Mehrwertsteuerpflichtigen eingetragenen Person ausgestellten 
Rechnung auf eine Dienstleistung gezahlt worden ist, mit dieser 
Bestimmung 

Tenor 

1. Art. 18 Abs. 1 Buchst. a und Art. 22 Abs. 3 Buchst. b der 
Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: 
einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage in der durch die
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Richtlinie 2006/18/EG des Rates vom 14. Februar 2006 geän­
derten Fassung sind dahin auszulegen, dass einem Steuerpflichtigen 
das Recht auf Abzug der Mehrwertsteuer zusteht, die er auf 
Dienstleistungen entrichtet hat, die von einem anderen Steuer­
pflichtigen, der nicht als Mehrwertsteuerpflichtiger registriert ist, 
erbracht wurden, wenn die entsprechenden Rechnungen alle nach 
Art. 22 Abs. 3 Buchst. b vorgeschriebenen Angaben enthalten, 
insbesondere diejenigen, die notwendig sind, um die Person, die die 
Rechnungen ausgestellt hat, und die Art der erbrachten Dienst­
leistungen zu identifizieren. 

2. Art. 17 Abs. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388 in der Fassung 
der Richtlinie 2006/18 ist dahin auszulegen, dass er einer na­
tionalen Regelung entgegensteht, die das Recht auf Abzug der 
Mehrwertsteuer, die von einem Steuerpflichtigen an einen anderen 
Steuerpflichtigen — den Dienstleistungserbringer — gezahlt 
wurde, ausschließt, wenn der Dienstleistungserbringer nicht als 
Mehrwertsteuerpflichtiger registriert ist. 

( 1 ) ABl. C 37 vom 13.2.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 22. Dezember 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Supremo 
— Spanien) — Asociación de Transporte International por 

Carreteras (ASTIC)/Administración General del Estado 

(Rechtssache C-488/09) ( 1 ) 

(TIR-Übereinkommen — Zollkodex der Gemeinschaften — 
Beförderung mit Carnet TIR — Bürgender Verband — Keine 
ordnungsgemäße Erledigung — Bestimmung des Orts der 

Zuwiderhandlung — Erhebung der Einfuhrabgaben) 

(2011/C 63/16) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Supremo 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Asociación de Transporte International por Carreteras 
(ASTIC) 

Beklagte: Administración General del Estado 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunal Supremo — Aus­
legung des Art. 221 Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 
des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex 
der Gemeinschaften (ABl. L 302, S. 1) und der Art. 455 Abs. 3 
und 455 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission 
vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 253, 
S. 1) — Transporte mit Carnet TIR — Zuwiderhandlungen oder 
Unregelmäßigkeiten — Ort — Verfahren — Nachträgliche Er­
hebung von Einfuhr- oder Ausfuhrzöllen 

Tenor 

1. Die Art. 454 und 455 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der 
Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu 
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung 
des Zollkodex der Gemeinschaften sind dahin auszulegen, dass, 
wenn die Vermutung, dass für die Erhebung einer Zollschuld der 
Mitgliedstaat zuständig ist, in dessen Hoheitsgebiet eine Zuwider­
handlung im Zuge einer TIR-Beförderung festgestellt wurde, in­
folge eines Urteils, mit dem festgestellt wird, dass diese Zuwider­
handlung im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats begangen 
wurde, wegfällt, die Zollbehörden dieses letztgenannten Mitglied­
staats für die Erhebung der Zollschuld zuständig werden, wenn der 
der Zuwiderhandlung zugrunde liegende Sachverhalt innerhalb 
einer Frist von zwei Jahren Gegenstand eines gerichtlichen Ver­
fahrens geworden ist, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem der 
Verband, der für das Hoheitsgebiet bürgt, in dem die Zuwider­
handlung festgestellt wurde, davon in Kenntnis gesetzt wurde. 

2. Art. 455 Abs. 1 der Verordnung Nr. 2454/93 in Verbindung 
mit Art. 11 Abs. 1 des am 14. November 1975 in Genf 
unterzeichneten Zollübereinkommens über den internationalen 
Warentransport mit Carnets TIR ist dahin auszulegen, dass sich 
ein bürgender Verband unter Umständen wie denen der Ausgangs­
rechtssache nicht auf die in diesen Bestimmungen vorgesehene 
Verjährungsfrist berufen kann, wenn ihm die Zollbehörden des 
Mitgliedstaats, für dessen Hoheitsgebiet er haftet, innerhalb eines 
Jahres ab dem Zeitpunkt, zu dem sie von einem vollstreckbaren 
Urteil, demzufolge sie zuständig sind, in Kenntnis gesetzt wurden, 
den Sachverhalt mitteilen, der zur Entstehung der Zollschuld ge­
führt hat, die er in Höhe der von ihm garantierten Summe zu 
begleichen hat. 

( 1 ) ABl. C 63 vom 13.3.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 22. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Collège 
d’autorisation et de contrôle du Conseil supérieur de 
l’audiovisuel — Belgien) — Strafverfahren gegen RTL 

Belgium SA, ehemals TVi SA 

(Rechtssache C-517/09) ( 1 ) 

(Richtlinie 89/552/EWG — Fernsehsender — Collège d’auto­
risation et de contrôle du Conseil supérieur de l’audiovisuel — 
Begriff des nationalen Gerichts im Sinne von Art. 267 AEUV 

— Unzuständigkeit des Gerichtshofs) 

(2011/C 63/17) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Collège d’autorisation et de contrôle du Conseil supérieur de 
l’audiovisuel 

Beteiligte des Ausgangsverfahrens 

RTL Belgium SA, ehemals TVi SA.
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